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Einsatzdauer von Soldaten bei Friedensmissionen verkürzen - 
Rahmenbedingungen verbessern 


A. Problem 

Die derzeit auf sechs Monate festgelegte Einsatzdauer von Soldaten der Bun- 
deswehr, die eine hohe physische und psychische Belastung bedeutet, soll 
grundsätzlich auf vier Monate begrenzt werden. 

Darüber hinaus sollen weitere Rahmenbedingungen verbessert werden. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen, 
den Antrag auf Drucksache 14/4536 abzulehnen. 


Berlin, den 4. Juli 2001 


Der Verteidigungsausschuss 

Helmut Wieczorek (Duisburg) Peter Zumkley 

Vorsitzender Berichterstatter 


Ursula Lietz 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Peter Zumkley und Ursula Lietz 


I. Überweisung 

Der Antrag auf Drucksache 14/4536 wurde in der 155. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 8. März 2001 an den 
Verteidigungsausschuss zur federführenden Beratung über- 
wiesen. 

II. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im feder- 
führenden Ausschuss 

Der Verteidigungsausschuss hat den Antrag in seiner 
77. Sitzung am 4. Juli 2001 beraten und mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. beschlossen, den Antrag abzulehnen. 

In der Begründung ihres eigenen Antrags wies die Fraktion 
der F.D.P. daraufhin, dass bei der derzeitigen Einsatzdauer 
von sechs Monaten und zum Teil bis zu drei Einsätzen in 
zwei Jahren die Belastung für die Soldaten und ihrer Fami- 
lie sehr groß sei. Vor allem würde auch die Motivation der 
Soldaten durch die ständige Androhung der Kürzung der 
Auslandsverwendungszulage beeinträchtigt. Die Belastung 
könne man auch an zahlreichen Eingaben an den Wehrbe- 
auftragten des Deutschen Bundestages erkennen. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde deutlich gemacht, 
dass man den vorliegenden Antrag ablehnen werde, da man 
der Auffassung sei, dass die bisherige Einsatzdauer von 
sechs Monaten nach wie vor notwendig sei. Auch wisse 
man, dass die jeweilige Vorbereitungszeit für die Soldaten 
eine zusätzliche Belastung bedeute. Dabei müsse man vor 
allem Härtefälle im Auge behalten. Wichtig sei, dass die 
Soldaten im Einsatz den Eindruck hätten, dass man sich um 


sie und ihre Familien kümmere. Daher dürften auch die Fa- 
milienbetreuungszentren nicht zu weit vom Wohnort der be- 
troffenen Familie entfernt sein. 

Einer Prüfung, ob die Einsatzdauer eventuell gesenkt wer- 
den könne, werde man sich nicht verschließen; diese könne 
aber erst nach Einnahme der neuen Bundeswehrstruktur er- 
folgen. 

Nach Auffassung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
würde eine stärkere Flexibilisierung zur Lösung der Proble- 
matik beitragen. Von einer generellen Kritik der Soldaten an 
der Einsatzdauer von sechs Monaten könne man aber nicht 
sprechen. Insoweit könne man auch nicht von einem Scheitern 
des Modells - sechs Monate - ausgehen. 

Die Fraktion der CDU/CSU betonte, dass die Belastung 
für die Soldaten bei einem sechsmonatigen Einsatz enorm 
hoch sei, was sich auch in Eingaben an den Wehrbeauftrag- 
ten des Deutschen Bundestages niederschlage. Eine viermo- 
natige Einsatzdauer, vor allem aber eine flexiblere Gestal- 
tung, z. B. Job-Sharing, wäre für die Motivationslage der 
Soldaten besser. Da sich diese während des Einsatzes in 
einer besonderen beruflichen Situation befänden, sei die 
Betreuung der Soldaten vor Ort, aber auch in den Familien- 
betreuungszentren, von größter Wichtigkeit. 

Kritisiert werde vor allem, dass der zugesagte Rhythmus 
einer zweijährigen Pause zwischen zwei Einsätzen häufig 
nicht eingehalten werde. 

Die Fraktion der PDS betonte, sie werde den Antrag der 
Fraktion der F.D.P. ablehnen. 


Berlin, den 13. Juli 2001 


Peter Zumkley 

Berichterstatter 


Ursula Lietz 

B erichterstatterin 
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